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Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns die oben genannte Nutzungsplanung zur Vorprüfung eingereicht. Die Abteilung 
Raumentwicklung hat die Vorlage unter Einbezug der betroffenen Fachstellen vorgeprüft. Gestützt 
auf die baugesetzlichen Anforderungen und im Sinne der Beratung sind die noch klärungsbedürfti-
gen Punkte nachstehend dargelegt.  

Damit der abschliessende Vorprüfungsbericht auf die wichtigsten Aussagen beschränkt werden 
kann, übermitteln wir vorerst die fachliche Stellungnahme. Nach Bereinigung der Vorlage wird der 
abschliessende Vorprüfungsbericht ausgestellt. Das Vorprüfungsergebnis ergibt sich wie folgt:  

1. Ausgangslage 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

Zu genehmigende Vorlage 

• Bauzonen- und Kulturlandplan, Situationspläne Nord, Süd und Ost 1:2'500 vom 23. Mai 2024 
• Bau- und Nutzungsordnung (BNO) Teilrevision §§ 35a, 36 und 37, Synopse vom 6. Juni 2024 

Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Raumplanungsverordnung (RPV) vom 6. Juni 2024 
• Bauinventar Aarau vom 2014 (revidiert 2024) 
• Inventar der historischen Gärten und Anlagen 
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1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Im Rahmen der letzten Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung wurden ein Bauinventar 
und ein Inventar der historischen Gärten und Anlagen erstellt. Um die Gesamtrevision der Nutzungs-
planung nicht zu verzögern, wurde die Umsetzung der kommunalen Kulturschutzobjekte gestützt auf 
den Beschluss des Stadtrats aus dem Planungsprozess der Gesamtrevision ausgekoppelt.  

Die Kulturschutzobjekte umfassen "Besondere Bauten", "Besondere Gärten und Anlagen" und "Be-
sondere Alleen, Baumgruppen und Einzelbäume". Geplant ist die planungsrechtliche Umsetzung die-
ser Kulturschutzobjekte mittels der Inventarlösung (alternative Schutzkonzeption). 

2. Gesamtbeurteilung 

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind vollständig. Sie ermöglichen eine umfassende Beurteilung der Ausgangslage 
und der vorgesehenen Planungsmassnahmen.  

2.2 Planungsrechtliches Verfahren 

Die Gemeinde hat ein Mitwirkungsverfahren durchgeführt. Der Mitwirkungsbericht ist öffentlich. 

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Kantonaler Richtplan 

Gemäss Richtplankapitel S 1.5, Planungsgrundsatz B, sind das Bundesinventar der schützenswerten 
Ortsbilder (ISOS), das Inventar der historischen Verkehrswege der Schweiz (IVS), das Inventar der 
erhaltenswerten ehemaligen Kampf- und Führungsbauten (ADAB) sowie das kantonale Bauinventar 
der Kulturobjekte und das Inventar der archäologischen Hinterlassenschaften als Grundlagen bei der 
Planung und Projektierung beizuziehen und in der Interessenabwägung entsprechend zu berücksich-
tigen. 

Mit Ausnahme des kommunalen Bauinventars wurden die verschiedenen Inventare im Rahmen der 
Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung berücksichtigt. Die Erhaltungsziele (insbesondere 
des ISOS) wurden gemäss Regierungsratsbeschluss (RRB) 2019-001549 vom 18. Dezember 2019 
angemessen umgesetzt. 

Die Vorlage stimmt mit den behördenverbindlichen Vorgaben und Handlungsanweisungen des kan-
tonalen Richtplans überein (siehe nachfolgende Ziffern).  

3.2 Regionale Abstimmung 

Gemäss § 13 Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) erlassen die Ge-
meinden Nutzungspläne, die regional abgestimmt sind.  

► Falls im vorliegenden Fall auf die regionale Abstimmung verzichtet wird, ist dies im Planungsbe-
richt kurz zu begründen. 

3.3 Umsetzung kommunale Kulturschutzobjekte 

3.3.1 Auftrag 

Gemäss § 25 Abs. 2 Kulturgesetz (KG) sind die Gemeinden verpflichtet, Vorschriften für Schutz und 
Pflege der Baudenkmäler von kommunaler Bedeutung zu erlassen.  
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Im Rahmen der Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung wurde die grundeigentümerver-
bindliche Umsetzung der Kulturschutzobjekte sowie die Festlegung von Schutzvorschriften von der 
Planung ausgenommen.  

In § 3 Abs. 2 BNO ist der Planungsgrundsatz zum Erhaltungsgebot der wertvollen und das Stadt- 
und Landschaftsbild prägenden Objekte festgelegt. Mit der Festlegung der überlagernden Zone En-
sembleschutz in Verbindung mit § 25 BNO wurden besonders wertvolle Gebäude mit den Freiraum-
strukturen direkt unter Schutz gestellt. In § 36 BNO erfolgt die Auflistung der relevanten Inventare so-
wie die Aufteilung in Kategorien der kommunalen Kulturschutzobjekte. Die geschützten Ensembles 
sowie die besonderen Bauten sind als Orientierungsinhalt im Anhang 3 beziehungsweise Anhang 5 
der BNO aufgelistet. Die Meyer'schen Stollen (Orientierungsinhalt) sind gemäss § 38 Abs. 1 BNO 
nach Möglichkeit zu erhalten. Die kantonalen Denkmalschutzobjekte wurden als Orientierungsinhalt 
in den Situationsplänen dargestellt und im Anhang 4 der BNO aufgelistet.  

Gemäss RRB zur Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung (Dispositiv 6) wird der Stadtrat 
beauftragt, in einer gesonderten Teilrevision der Nutzungsplanung den Schutz der kommunalen Kul-
turschutzobjekte, umfassend "Besondere Bauten", "Besondere Gärten und Anlagen", "Besondere 
Alleen, Baumgruppen und Einzelbäume" sowie "Kleinobjekte" planerisch umzusetzen. Mit der vorlie-
genden Teiländerung der allgemeinen Nutzungsplanung wird diesem Auftrag nachgekommen. 

3.3.2 Alternative Schutzkonzeption 

Die inventarisierten kommunalen Kulturschutzobjekte des Bauinventars (mit den besonderen Bau-
ten) sowie des Inventars der historischen Gärten und Anlagen werden mit der vorliegenden Teilände-
rung der allgemeinen Nutzungsplanung mit der alternativen Schutzkonzeption (Inventarlösung) um-
gesetzt. 

Im Planungsbericht (Kapitel 4.4) wird der Entscheid, die kommunalen Kulturschutzobjekte mit der al-
ternativen Schutzkonzeption umzusetzen, in einer Gegenüberstellung des üblichen Verfahrens ge-
mäss kantonaler Praxis und der alternativen Schutzkonzeption ausführlich hergeleitet beziehungs-
weise dargelegt. In den Schlussfolgerungen (Planungsbericht, Kapitel 5) erfolgt die Ermittlung, Be-
wertung und Gewichtung der Interessen. Die Planungsbehörde kommt zum Schluss, dass die erfor-
derliche Umsetzung der Schutzobjekte mit der alternativen Schutzkonzeption den eruierten öffentli-
chen und privaten Interessen in hohem Masse gerecht wird. Diese Darlegungen und Auseinander-
setzungen sind umfassend und bis auf wenige Ausnahmen (siehe Ziffer 3.6 des Planungsberichts) 
nachvollziehbar. Die Interessenabwägung wurde vorbildlich vorgenommen. 

Unterschutzstellung per Schutzvereinbarung 

Der Stadtrat wird gemäss § 37 Abs. 1 BNO von Amtes wegen oder auf Ersuchen der Grundeigentü-
merin oder des Grundeigentümers über die Unterschutzstellung eines potenziell schutzwürdigen Ob-
jekts gemäss Anhang 5 BNO im Einzelfall entscheiden. Die Unterschutzstellung von Objekten erfolgt 
durch eine Schutzverfügung oder Schutzvereinbarung (§ 37 Abs. 3 BNO). Der Stadtrat lässt vorgän-
gig ein Fachgutachten zur Schutzwürdigkeit, dem Schutzumfang sowie Schutzvorkehren und allfälli-
gen Nutzungsbeschränkungen erstellen (§ 37 Abs. 4 BNO). Will der Stadtrat von einer Unterschutz-
stellung absehen, muss er vorgängig eine Stellungnahme der Kantonalen Denkmalpflege einholen, 
womit diese dem gesetzlichen Beratungsauftrag gemäss Kultur- und Baugesetz nachkommen kann 
(§ 37 Abs. 5 BNO). 

3.4 Inventarobjekte 

Das Bauinventar sowie das Inventar der historischen Gärten und Anlagen wurden im Jahr 2015 im 
Rahmen der Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung erstellt. Die bisher von diesen Inven-
taren erfassten Objekte sind im Anhang 5 der BNO als Orientierungsinhalt aufgeführt.  
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Die Stadt Aarau erarbeitete das Bauinventar unter Einbezug eines Fachbüros selbstständig. Entspre-
chend wurde weder die Inventarisierung noch die Aktualisierung mit dem Kanton abgestimmt. Dieses 
Vorgehen ist mit der Kantonalen Denkmalpflege abgestimmt. Die Kantonale Denkmalpflege bringt 
sich durch den Einsitz in der Altstadtkommission und den fallweisen Beizug in der Stadtbildkommis-
sion ein. Es wird festgestellt, dass Bauten bis etwa zur Mitte des 20. Jahrhunderts erfasst wurden.  

Es wurde keine Überprüfung des Bauinventars und des Inventars der historischen Gärten und Anla-
gen sowie deren Aktualisierungen und der Umsetzung in den Situationsplänen (Orientierungsinhalt) 
sowie im Anhang 5 der BNO vorgenommen. Es ist an der Planungsbehörde die Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der Inventare sowie der Umsetzung im allgemeinen Nutzungsplan sicherzustellen. (wich-
tiger Hinweis) 

3.4.1 Bauinventar 

Im kommunalen Bauinventar sind die Objekte nach "kantonale Objekte", "kommunale Substanz-
schutzobjekte", "kommunale Inventarobjekte" sowie "kommunale Ensembles" klassifiziert und be-
schrieben. Im Weiteren beinhaltet das vorliegende Bauinventar einen Situationsplan zu den 
Meyer'schen Stollen im Massstab 1:3'000 vom 31. Januar 2024 (Inventarblatt Meyer'sche Stollen). 

Das Bauinventar wurde im Hinblick auf die erforderliche Umsetzung in der allgemeinen Nutzungspla-
nung aktualisiert (Stand 2024) und in der Auflistung im Anhang 5 der BNO unter "Besonderen Bau-
ten" nachgeführt. Verschiedene Objekte werden aus der Auflistung entfernt oder hinzugefügt. Die 
Begründungen für die Anpassung werden im Planungsbericht (Kapitel 7.6) dargelegt. 

Die inventarisierten "Besonderen Bauten" werden neu in den Teilplänen Nord, Süd und Ost des 
Bauzonen- und Kulturlandplans im Orientierungsinhalt dargestellt.  

► Insbesondere bei Objekten aus der neueren Zeit sind, aus fachlicher Sicht, weitere Gebäude für 
die Aufnahme in die Inventarliste prüfenswert (zum Beispiel Liegenschaften Obere Vorstadt 36, 
38 und 40 mitunter AEW Hochhaus, Parzelle 1437 / Liegenschaft Bahnhofstrasse 102 "Relais", 
Parzelle 1132 usw.). Es wird empfohlen, die Objekte auf der Liste mit den besonderen Bauten auf 
ihre Vollständigkeit zu überprüfen. (Empfehlung) 

Besondere Bauten im Eigentum des Kantons 

Der Kanton verfügt über eine Liste der kantonseigenen, schützenswerten und geschützten Bauten im 
ganzen Kantonsgebiet. Verschiedene Objekte des Bauinventars sind im Eigentum des Kantons Aar-
gau. Gemäss kantonaler Praxis wird bei baulichen Massnahmen und Unterhaltsmassnahmen zu die-
sen baukulturell wichtigen Objekten die Kantonale Denkmalpflege zur Bauberatung mit einbezogen 
(Selbstbindung). Diese Selbstbindung der Immobilien Aargau ist ein bewährtes Vorgehen und stellt 
ein effizientes Instrument zur Sicherstellung der gesetzlichen Vorgaben dar.  

► Durch die Selbstbindung ist eine Unterschutzstellung der kantonalen und kommunalen Bauinven-
tarobjekte im Eigentum des Kantons über eine Schutzvereinbarung gemäss § 37 Abs. 3 BNO 
nicht erforderlich. Bei den im Bauinventar erfassten Objekten im Eigentum des Kantons erfolgt die 
Bauberatung durch die Kantonale Denkmalpflege. 

Dies ist in geeigneter Form in der BNO festzulegen und im Planungsbericht zu erörtern. (Vorbe-
halt) 

Ensembles – Ensembleschutzzone 

Gemäss § 25 Abs. 2 und 4 BNO (überlagerte Schutzzone "Zone Ensembleschutz") sind die im An-
hang 3 der BNO aufgeführten Gebäude- und Strassenensembles rechtskräftig geschützt.  

Von den weiteren (nicht im Anhang 3 der BNO aufgeführten) Ensembles des Bauinventars sollen le-
diglich die zusätzlich im Anhang 5 der BNO aufgeführten Einzelobjekte der alternativen Schutzkon-
zeption unterstehen (Planungsbericht, Kapitel 7.6.3).  
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Verschiedene Einzelobjekte werden aufgrund der Zugehörigkeit zu einem bereits geschützten En-
semble aus dem Anhang 5 der BNO gestrichen. 

3.4.2 Inventar der historischen Gärten und Anlagen 

Im Rahmen der Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung hat die Stadt Aarau ein eigenes 
Inventar der historischen Gärten und Anlagen erstellt. Dabei wurde die Liste der historischen Gärten 
und Anlagen ICOMOS (Internationaler Rat für Denkmäler und historische Stätten) mit den 43 Einträ-
gen für Aarau berücksichtigt.  

Die Auflistung der "Besonderen Gärten und Anlagen" im Anhang 5 der BNO wird um 27 Inventarob-
jekte erweitert. Diese "Besonderen Gärten und Anlagen" sowie die "Besonderen Alleen / Baumgrup-
pen" werden neu als Orientierungsinhalt in den Teilplänen Nord, Süd und Ost des Bauzonen- und 
Kulturlandplans dargestellt.  

Gemäss Legende sollten diese Objekte mit einer Objekt-Nummer bezeichnet sein. Im Situationsplan 
fehlen zu verschiedenen Objekten der "Besondere Alleen / Baumgruppen / Einzelbäume" die Objekt-
Nummern.  

Die in den Teilplänen für die "Baumgruppen / Einzelbäume" verwendeten Symbole sind farblich 
kaum von den rechtskräftig festgelegten Naturschutzobjekte "Besondere Baumbestände (mit Objekt-
Nummern)" unterscheidbar.  

► Die Kennzeichnung der verschiedenen Objekte mit Objekt-Nummern ist zu überprüfen und gege-
benenfalls zu ergänzen. (Empfehlung) 

► Für die im Orientierungsinhalt bezeichneten "Baumgruppen / Einzelbäume" sind Symbole zu ver-
wenden, die sich klar von den Symbolen der festgelegten Schutzobjekte "Besondere Baumbe-
stände" unterscheiden. (Empfehlung) 

3.4.3 Bauminventar 

Die Stadt Aarau hat in den vergangenen Jahren ein Bauminventar erarbeitet, das die bedeutenden 
Bäume auf privatem und auch auf öffentlichem Grund erfasst. Ob dieses Inventar als behördenver-
bindliche Grundlage offiziell verabschiedet wurde, entzieht sich der Kenntnis seitens Kantons. Das 
Inventar ist jedenfalls nicht öffentlich zugänglich und liegt dem vorliegenden Planungsdossier nicht 
bei. 

Dieses Bauminventar wird im vorliegenden Verfahren nicht als relevantes Inventar der Kultur-
schutzobjekte in § 36 Abs. 1 BNO aufgeführt. Es ist unklar, wie dieses Inventar im Verhältnis zum 
Garteninventar (neue Objekte im Orientierungsinhalt) oder zu rechtskräftigen Festlegungen von 
Baumgruppen und Einzelbäumen steht. Aus den Planungsunterlagen geht nicht hervor, ob und 
gegebenenfalls wie das Bauminventar in die Nutzungsplanung einfliessen soll beziehungsweise bei 
strategischen Planungen oder im Vollzug der Bauvorschriften zur Anwendung gelangt. Das Verhält-
nis zu den Festlegungen in den Situationsplänen mitunter zu § 40 BNO (Naturschutzobjekte) ist un-
klar. 

► Es wird empfohlen, die inventarisierten Bäume gleich wie die Kleinobjekte oder die Natur-
schutzobjekte "Besondere Baumbestände" als kommunale Kulturschutzobjekte festzulegen.  

► Der Umgang mit dem Bauminventar beziehungsweise die allfällige Umsetzung des Bauminven-
tars in der allgemeinen Nutzungsplanung ist im Planungsbericht darzulegen. (Empfehlung) 

3.5 Kleinobjekte 

Die sieben im Anhang 5 der BNO aufgeführten Kleinobjekte werden neu im Teilplan Süd des Bauzo-
nen- und Kulturlandplans verortet (Genehmigungsinhalt) sowie gemäss § 35a BNO als kommunale 
Kulturschutzobjekte "Kleinobjekte" festgelegt.  
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Die Umsetzung der Kleinobjekte mittels Direktschutz ist sachgerecht. 

3.6 Teiländerung Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

3.6.1 Einzelne Bestimmungen 

Die nachstehenden Aufträge verstehen sich als Vorbehalte, soweit dies nicht ausdrücklich anders 
deklariert wird. 

Die Auflistung im Anhang 5 BNO wurde nicht überprüft. Die Überprüfung der Anpassung des An-
hangs 5 BNO ist in der Verantwortung der Planungsbehörde. (Hinweis) 

§ 35a Die Bezeichnung der hier geregelten Objekte sind in der BNO und in den Situationsplänen in 
Übereinstimmung zu bringen (Kulturschutzobjekte, Kulturobjekte, Kleinobjekte). Es wäre kla-
rer, in § 35a BNO von den im Plan bezeichneten Kleinobjekten zu sprechen, da auch die In-
ventarobjekte als Kulturschutzobjekte zu qualifizieren sind.  

Die genaue Einordnung der neuen Bestimmung ist klar darzustellen. Bitte in der linken Spalte 
der Synopse den rechtskräftigen Titel 5.1.2 Kommunale Kulturschutzobjekte einfügen. Zudem 
aufzeigen, dass § 35 BNO unterhalt dieses Titels eingefügt werden soll. 

§ 37 Abs. 1 
letzter Satz 

Allenfalls wäre dieser Vorbehalt mit einer Meldepflicht für solche nachträglichen Entdeckun-
gen zu ergänzen, damit der Stadtrat klären kann, ob die Schutzverfügung oder die Schutzver-
einbarung entsprechend anzupassen ist. Eine solche allfällige Ergänzung des Schutzumfangs 
könnte zudem in § 37 Abs. 6 BNO separat geregelt werden. 

§ 37 Abs. 2 
lit. b) 

Es ist unklar, was hier unter "Baudenkmäler" verstanden wird. Der Begriff ist zwar kantonal-
rechtlich definiert, wird aber, soweit ersichtlich, bis anhin in der BNO nicht verwendet.  

• Anstelle des Begriffs "Baudenkmäler" ist ein kommunal verwendeter Begriff zu verwenden, 
damit unmissverständlich klar ist, ob nur geschützte Gebäude oder auch Inventarobjekte 
gemeint sind. 

Zudem führt die Verwendung des Worts "dadurch" dazu, dass sich allein aus der Tatsache, 
dass ein Baudenkmal mit der Landschaft oder der Siedlung eine Einheit bildet, ein öffentliches 
Interesse an der Erhaltung ergeben soll. Es sind jedoch auch Einheiten denkbar, deren Erhalt 
nicht automatisch im öffentlichen Interesse liegen.  

• Die Vorgaben sind zu schärfen, damit nur schutzwürdige Einheiten darunterfallen. Allen-
falls reicht es aus, auf das Wort "dadurch" zu verzichten.  

§ 37 Abs. 2 
lit. c) 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verwendung des Worts "damit" dazu führt, dass es sich 
bei lit. c) nicht um eine zusätzliche Voraussetzung handelt, die einzuhalten ist. Vielmehr ist 
lit. c) scheinbar immer erfüllt, wenn lit. a) oder lit. b) erfüllt sind. Es stellt sich die Frage, wes-
halb lit. c) überhaupt notwendig ist.  

• Falls es sich bei lit. c) um ein zusätzliches Kriterium handeln soll, wäre auf "damit" zu ver-
zichten. Bitte prüfen und gegebenenfalls anpassen. (Empfehlung) 

§ 37 Abs. 4  Die Formulierung erscheint nicht sonderlich schlüssig. Der Stadtrat holt ein Fachgutachten vor 
dem Entscheid über die Unterschutzstellung beziehungsweise die Nichtunterschutzstellung 
oder dem Abschluss einer Schutzvereinbarung ein. Schiebt er diesen Entscheid auf, weil ein 
konkretes Vorhaben keine Auswirkungen auf die Schutzwürdigkeit hat, ist er gemäss Wortlaut 
des ersten Satzes ohnehin nicht verpflichtet, ein Fachgutachten einzuholen.  
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• Es wird empfohlen, den zweiten Satz zu streichen und stattdessen in § 37 Abs. 8 BNO zu 
regeln, dass in einem solchen Fall (Vorhaben ohne Auswirkungen auf voraussichtliche 
Schutzwürdigkeit) das Unterschutzstellungsverfahren nicht ausgelöst wird.  

• Es wird empfohlen festzulegen, dass das Fachgutachten durch eine ausgewiesene und 
unabhängige Fachperson zu erstellen ist. 

§ 37 Abs. 6 Vgl. oben zu § 37 Abs. 1 BNO.  

§ 37 Abs. 8 Vgl. oben zu § 37 Abs. 4 BNO 

§ 37 Abs. 11 Einerseits werden Eigentümer und Eigentümerinnen animiert, unnötige Bauvorhaben einzuge-
ben. Andererseits werden Eigentümer und Eigentümerinnen bestraft, die mit der Stadt aus-
serhalb eines Baubewilligungsverfahrens eine Vereinbarung abschliessen möchten.  

• Es ist zu prüfen, ob diese Regelung zweckmässig ist und das Gebot der Rechtsgleichheit 
einhält. (Empfehlung) 

• Die "übrigen Fälle" sind mit Begriffen wie "Voranfragen" oder "Provokationen" zu präzisie-
ren. Ebenso ist festzuhalten, wer die andere Hälfte der einzuholenden Fachgutachten be-
zahlt (wohl die Eigentümerschaft). 

§ 37 Abs. 12 Bei der jetzigen Formulierung ist davon auszugehen, dass bei der Beitragssprechung die Fi-
nanzkompetenzen berücksichtigt werden müssen.  

• Gegebenenfalls könnte hier der Stadtrat ermächtigt werden, unabhängig von der Höhe 
über allfällige Beiträge in eigener Kompetenz zu entscheiden. Bitte prüfen und gegebenen-
falls anpassen. (Empfehlung) 

Anhang 5 Aktuell umfasst der orientierende Anhang 5 auch die Kategorie "Kleinobjekte". Diese werden 
mit der vorliegenden Teiländerung abschliessend in der Nutzungsplanung geschützt.  

• Die Auflistung der Kleinobjekte ist aus Anhang 5 zu entfernen und in einen verbindlichen 
Anhang zu überführen.  

3.6.2 Weitere Bestimmungen 

Es ist Aufgabe der Gemeinde als Planungsbehörde zu prüfen, welche Paragrafen im Hinblick auf die 
Umsetzung der kommunalen Kulturschutzobjekte anzupassen sind.  

► In Bezug auf folgende Bestimmungen, die zurzeit nicht Teil der Vorlage sind, wird empfohlen zu 
prüfen, inwieweit sie anzupassen oder zu streichen sind (Empfehlung):  

• § 10 Abs. 9 BNO, § 11 Abs. 6 BNO, § 25 Abs. 6 BNO; Vorbehalt in Bezug auf Schutz einzelner 
Kulturobjekte. 

• In Bezug auf § 71 Abs. 2 BNO ist festzustellen, dass es ungewiss ist, ob eine erweiterte Bewilli-
gungspflicht für inventarisierte Objekte in einem Beschwerdeverfahren geschützt würde. Ge-
mäss kantonalen Grundlagen kann die Gemeinde die Bewilligungspflicht für bestimmte Schutz-
zonen erweitern. Ob inventarisierte Objekte darunter subsumiert werden können, ist fraglich und 
müsste in einem Beschwerdeverfahren von der Stadt dargelegt werden.  

3.7 Verschiedenes und Formelles 

Bauzonen- und Kulturlandplan 

Bei der aktuellen Darstellung würden die Teilpläne Nord, Süd und Ost des Bauzonen- und Kultur-
landplans integral neu erlassen und anfechtbar sein (vollständiger Genehmigungsinhalt). Korrekt ist, 
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dass die Kleinobjekte im Genehmigungsinhalt und die besonderen Bauten, besonderen Gärten und 
Anlagen und besonderen Alleen, Baumgruppen und Einzelbäume im Orientierungsinhalt einzuord-
nen sind. 

► Im Genehmigungsinhalt sind nur die konkreten Änderungen aufzunehmen. Die Pläne sind als Än-
derungspläne auszugestalten. (Vorbehalt) 

► Es ist zu prüfen, ob bei dieser Gelegenheit noch andere Bereinigungen vorgenommen werden, 
zum Beispiel Streichung des Orientierungsinhalts "Gewässerräume in Überarbeitung". 

Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

Die aktualisierte Auflistung wird in der Synopse in der rechten Spalte "zu beschliessende und geneh-
migende Paragrafen" aufgeführt. Da es sich um einen Anhang mit Orientierungscharakter handelt, 
führt dies zu Verwirrung. 

► Lösungsvorschlag: 

Die Beschriftung der Spalte (Teil Anhang 5) mit "Nachführung/Aktualisierung Anhang 5 (Orientie-
rungsinhalt)" 

► In der rechtskräftigen BNO tragen die Paragrafen keine Marginalien sondern Titel in derselben 
Schriftgrösse wie die restliche Bestimmung. Diese Formatierung sollte in der Teilrevision über-
nommen werden. (Empfehlung) 

Planungsbericht  

Es wird dargelegt, dass bei der Variante "alternative Schutzkonzeption" Bauvorhaben und Schutzziel 
optimal und zweckmässig aufeinander abgestimmt werden können (Planungsbericht, Kapitel 4.4; Be-
urteilung zum Punkt "Verfahren"). Diese Aussage lässt die fachliche Beurteilung der Schutzwürdig-
keit gemäss § 37 Abs. 4 BNO als etwas Situatives erscheinen. Ein Fachgutachten hat jedoch die 
Schutzwürdigkeit und die daraus abgeleiteten Schutzziele unbeeinflusst durch ein Bauvorhaben fest-
zustellen. 

Der vermeintliche Nachteil der Schutzkonzeption gemäss bisheriger Praxis (Beurteilungen ohne Ge-
genüberstellung mit einem konkreten Projekt) ist bei einer fachlichen Beurteilung der Schutzwürdig-
keit kein Nachteil, sondern eine unabdingbare Bedingung für eine neutrale wissenschaftlich begrün-
dete Beurteilung (Planungsbericht, Kapitel 4.4; Beurteilung zum Punkt "Dauer des Verfahrens"). 

Die Beurteilung, dass "durch die fortlaufende Anpassungsfähigkeit des Schutzstatus und des Um-
fangs/Inhalts auf das wandelnde Verständnis von denkmalpflegerischen Aspekten Rücksicht genom-
men werden kann" suggeriert ein falsches Bild (Planungsbericht, Kapitel 4.4; Beurteilung zum Punkt 
"Änderung des Schutzstatus").  

Denkmalpflegerische Aspekte sind von längerfristiger Gültigkeit und bedürfen keiner fortlaufenden 
Änderung oder Anpassung. Der bisherige Rhythmus, Inventare periodisch zu überarbeiten, hat sich 
bewährt. Eine laufende Anpassung wäre mit der Rechts- und Planungssicherheit nicht zu vereinba-
ren. 

Heikel sind die Einschätzungen zur Siedlungsentwicklung nach innen. Der Zusammenhang zwischen 
alternativer Schutzkonzeption und Siedlungsentwicklung ist nicht von vornherein gegeben und wirkt 
an dieser Stelle herbeigeholt (Planungsbericht, Kapitel 5.2.2). 

Unwissenschaftlich mutet der Vorschlag an, im Fachgutachten darzulegen, "warum diese eine Baute 
erhaltenswerter ist als andere drei derselben Architektin in der Stadt Aarau". Ein auf die Stadt Aarau 
und die Architektin oder den Architekten beschränkter Bezugsrahmen ist weit entfernt von den archi-
tekturhistorischen, zeitgeschichtlichen und städtebaulichen Kriterien, die eine Aufnahme ins Inventar 
begründen (Planungsbericht, Kapitel 5.3). 
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► Die vorstehend bemängelten Aussagen im Planungsbericht sind zu bereinigen. (Empfehlung) 

Übersicht Schutz- und Inventarobjekte 

Im Planungsbericht (Kapitel 2.4.2) wird darauf hingewiesen, dass die kommunalen Schutzobjekte, 
wie Alleen, Hochstammobstbestand, Einzelobjekte und Grenzstein nicht im Bauzonen- und Kultur-
landplan abgebildet werden. Im Kapitel 3.3.2 des Planungsberichts wird in der Abbildung 6 eine 
Übersicht mit den kommunalen Objekten Bauinventar/Garteninventar und den kantonalen Schutzob-
jekten dargestellt. Eine vollständige Übersicht über alle Schutz- und Inventarobjekte fehlt. 

► Zur besseren Übersicht wird empfohlen, einen Arbeitsplan mit sämtlichen Schutz- und Inventarob-
jekten auf der Basis eines Situationsplans oder aufgehellten Bauzonenplans zu erarbeiten.  

4. Weiteres Vorgehen 

Zusammenfassend erweist sich die Vorlage weitgehend als rechtmässig, zweckmässig und ange-
messen. Entsprechend dem Vorprüfungsergebnis sind vor der öffentlichen Auflage noch einzelne 
Punkte zu bereinigen, damit die Vorlage die Genehmigungsanforderungen an Nutzungspläne erfüllt. 
Zudem enthält die fachliche Stellungnahme noch wichtige Hinweise.  

Freundliche Grüsse 

Katrin Oser 
Sektionsleiterin 

Jürg Frey 
Kreisplaner 

Beilagen 
• Prüfbericht Geodaten Nutzungsplanung 
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